
Truppen Dollars ins Land. So konnte die Bundes-

republik eine Steuerpolitik verfolgen, die den 

Unternehmern eine weitgehende Eigenfinanzie-

rung ermöglichte. Diese Begünstigung der in-

vestierenden Unternehmen bei gleichzeitig nied-

rig bleibenden Löhnen war die materielle Basis 

für den auch durch die Marshall-Plan-Hilfe stark 

geförderten Wiederaufbau und die günstige Start-

position für den bald aufblühenden Außenhandel. 

Ohne diese Hilfen und die Bescheidenheit der 

Verbraucher wäre freilich das Konzept nicht zu 

verwirklichen gewesen. 

In den ersten Jahren machte sich die SPD die 

Position der Arbeiter zu eigen, die sich ihres An-

teils an dieser Entwicklung durchaus bewußt wa-

ren. In der 36. Sitzung am 9. Februar 1950 hielt 

Professor Nölting dem Wirtschaftsminister ent-

gegen: 

„Sie machten Einwendungen gegen unsere These, 

daß das Sozialprodukt eine falsche Verteilung ge-

funden habe. Bei Preistreiberei auf der einen und 

bei lange festgehaltenem Lohnstopp auf der an-

deren Seite blieb gar nichts anderes übrig. Der 

Lohnanteil am Sozialprodukt ist abgesunken. Das 

sagt nicht nur ein Sozialdemokrat, dem Sie es 

vielleicht nicht glauben. Da auf meinem Tisch liegt 

die Schweizer ‚National-Zeitung' vom 7. Februar, 

also von vorgestern. Einige Sätze sind so inter-

essant, daß ich sie auszugsweise wiedergeben 

möchte: 

‚Man protzt gern damit, daß in Deutschland wie-

der alles zu haben sei. Man sollte nachforschen, 

wer alles haben kann, ob die gesamte Bevölke-

rung oder nur ein Bevölkerungsausschnitt... Die 

Milch, die die Arbeitslosen nicht trinken können, 

kann man in Form von Butterkrem in den Kon-

ditoreien essen!'... 

Und, Herr Professor Erhard, das nennen wir eben 

‚Fassadenwirtschaft', und deshalb droht Einsturz-

gefahr. In Westdeutschland ist an die Stelle der 

Rationierung durch Karten die Rationierung durch 

Drosselung der Kaufkraft der breiten Massen ge-

treten... Der Bezugsschein ist sozusagen nur aus 

der Bezugsscheintasche ins Portemonnaie ge-

wandert und fehlt auch dort." 

Zur Investitionspolitik sagte Professor Nölting in 

der gleichen Rede: „Ich habe ausdrücklich ge-

sagt, Vorfinanzierung muß durchdacht, kontrolliert 

und begrenzt sein und muß vor allem planmäßig 

eingesetzt werden. Vorfinanzierung führt dann zu 

keiner Inflation, wenn sie durch ein entsprechend 

gesteigertes Produktionsvolumen abgedeckt wer-

den kann. Nur darf sie nicht einfach ins Blaue hin-

eingeknallt werden." 
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Wie bereits gesagt, die Konzeption der Bun-
desregierung beinhaltete gerade das Gegenteil. 
Wirtschaftsminister Erhard hatte in der gleichen 
Sitzung verkündet: 

„Meine Damen und Herren, soziale Marktwirt-
schaft heißt, daß die WirtschaftspolitikdafürSorge 
trägt und alle Anstrengungen unternimmt, um 
durch eine Verbesserung der Leistungen, durch 
eine Senkung der Preise und durch Erhöhung des 
Nominallohns und Reallohns die Lebenshaltung 
unseres Volkes und der breiten Masse unseres 
Volkes fortlaufend zu verbessern. Daß dieser Zu-
stand nicht befohlen werden kann, das hat uns 
die Planwirtschaft gezeigt." 

In dergleichen Rede führte Erhard aus: 
„(Die) Liberalisierung, die wir unter Kontrolle hal-
ten können und auch halten wollen, hat sozial-
politisch etwas sehr Wertvolles erreicht. Sie hat 
nämlich überall dort, wo der Hang zu überhöhten 
Preisen bzw. zur Realisierung überhöhter Preise 
vielleicht etwas zu stark entwickelt ist, korrigie-
rend und bremsend gewirkt. Und die Entfachung 
des Wettbewerbs, die wir im Innern erreicht ha-
ben, nunmehr auch von außen in unsere Wirtschaft 
hineinzutragen, war allerdings ein Kernstück un-
serer Wirtschaftspolitik und wird es auch in 
Zukunft bleiben. Nur dann, wenn wir aus der 

deutschen Wirtschaft und aus den deutschen ar-
beitenden Menschen durch alle Schichten hindurch 
die höchste Leistung, die überhaupt denkbar ist, 
herausholen, haben wir die Aussicht, die deutsche 
Not zu bannen und unser Schicksal glücklich zu 
gestalten." Den besonderen Anschuldigungen 
setzte Erhard entgegen: 

„Von einer Senkung der Konsumkraft kann also 
unter gar keinen Umständen gesprochen werden. 
Alle Zahlen, die Ihnen ja auch zur Verfügung ste-
hen, beweisen eindeutig, daß die Konsumkraft 
der Lohnempfänger zugenommen hat. Ich bin je-
doch der Meinung, daß in der weiteren Entwick-
lung mit weiterer Rationalisierung und noch stär-
kerer Belebung des Wettbewerbs auch in Verfolg 
der Liberalisierung das Verhältnis von Löhnen 
und Preisen noch günstiger gestaltet werden 
kann. Ich wiederhole noch einmal: Das ist das von 
uns angestrebte wirtschaftspolitische Ziel, und 
diesem Ziel gilt unser Einsatz, ob Sie es glauben 
oder nicht." 

Schon aus diesen wenigen Sätzen der Reden von 
Professor Nölting und Professor Erhard mag her-
vorgehen, daß von der Theorie her der richtige 
Weg in keinem Fall logisch beweisbar ist. Volks-
wirtschaftliche Thesen treffen nur dann zu, wenn 
sich der Mensch - aus welchen Gründen auch 
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immer - entsprechend verhält. Wirtschaftspoli-
tisch bleibt die Entscheidung für ein Konzept 
immer ein Wagnis, das nicht nur die Politiker, 
sondern noch mehr die wirtschaftlich handelnden 
Bürger betrifft. Der entscheidende Motor der 
Wirtschaft bleibt die jeweilige Einstellung der 
wirtschaftenden Menschen. Das hatte z. B. Max 
Weber in seiner Untersuchung über den Zusam-
menhang von religiösem Puritanismus und kapita-
listischer Wirtschaft längst erkannt. Die Ausgangs-
situation 1948 aber war eben ein moralisches und 
materielles Defizit der Deutschen, das zur Be-
scheidenheit zwang. Darum war die Wirtschafts-
politik Erhards situationsgemäß. Sie muß nicht 
deshalb auch theoretisch für alle Fälle zutreffen. 
Insofern unterlag auch die wirtschaftspolitische 
Entscheidung einem demokratischen Prozeß, der 
alle Bevölkerungsteile umfaßte. Als während der 
ersten Bundestagswahl die Alternative zwischen 
Planwirtschaft und sozialer Marktwirtschaft zur 
Entscheidung gestellt wurde, ging es weit weni-
ger darum, ob die Bevölkerung diese oder jene 
Richtung für „richtig" hielt. Es ging vielmehr dar-
um, zu welcher Art des Wirtschaftens sie selbst 

am stärksten disponiert war, und zwar im gegebe-
nen Zeitpunkt. Sie schien zum größeren Teil be-
reit zu einer marktgerechten Leistungswirtschaft, 

da sie die CDU/CSU zur stärksten Partei machte. 
Erhard interpretierte das Wahlergebnis im Bun-
destag so: „Daß Herr Kollege Nölting den Be-
griff soziale Marktwirtschaft nicht besonders gerne 
hört und auch nicht viel Gutes daran lassen möch-
te, ist mir wohl verständlich; denn unter dem Zei-
chen: Für und gegen ‚soziale Marktwirtschaft' sind 
wir uns ja wochenlang im Lande begegnet, und 
das Votum des deutschen Volkes ist dahin gegan-
gen, daß die soziale Marktwirtschaft eben doch 
ein besseres, ein wertvolleres System verkörpert 
als die sozialistische Planwirtschaft." 

Der Sozialdemokrat Wönner antwortete darauf: 
„Ich darf mir nun noch eine Bemerkung zur sozia-
len Marktwirtschaft erlauben. Sie haben sich in 
Ihrem Wahlkampf soviel darauf zugute getan, und 
Sie haben auch heute wiederholt darauf hinge-
wiesen, es sei ein Ausdruck des Vertrauens des 
deutschen Volkes in die geübte Wirtschaftspolitik, 
daß das Wahlergebnis vom 14. August so ausge-
fallen sei, wie es ausgefallen ist. Ich möchte Ihnen 
nur sagen: Sie sollten sich davor hüten, einem 
psychologischen Trugschluß zum Opfer zu fallen. 
Der Eindruck am 14. August war nämlich auf den 
absoluten Nullpunkt abgestellt, von dem aus die 
wirtschaftliche Situation in Deutschland besser 
geworden ist, jenen Nullpunkt, an dem es nur 
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mehr heißen konnte: Entweder wird es besser, 

oder Millionen von deutschen Menschen müssen 

endgültig verhungern. 

Das war die Situation im Mai 1948. Wenn Sie von 

diesem Nullpunkt aus die Situation beurteilen, 

werden Sie recht haben. Aber glauben Sie doch 

bitte ja nicht, daß die Menschen psychologisch 

bei diesem Nullpunkt vom Mai 1948 stehenblei-

ben. Sie werden ihre materiellen Forderungen 

nicht mehr vom Nullpunkt 1948 aus abzuleiten in 

der Lage sein, sondern sie werden den berechtig-

ten Lebensanspruch nach normalen Vorstellungen 

dann, wenn die Möglichkeit dazu besteht, irgend-

wie wieder geltend machen." 

Nach der Wahl im August 1949 stand die Entschei-

dung für oder gegen die soziale Marktwirtschaft 

noch einmal zur Diskussion, als über die Frage der 

Koalition verhandelt wurde. Die CDU/CSU war 

wohl die stärkste Fraktion, sie konnte jedoch nicht 

allein regieren. Viele befürworteten damals eine 

Große Koalition zwischen CDU und SPD. Der 

gegenwärtige allgemeine Notstand schien dafür 

zu sprechen. Doch die wirtschaftspolitische Aus-

einandersetzung im Wahlkampf mußte sich auch 

in der Regierungsbildung auswirken, sollte diese 

hei den Wählern glaubwürdig bleiben. Konrad 

Adenauer entschied sich für ein Bündnis mit den 

kleineren „bürgerlichen" Parteien, die das Pro-

gramm des Liberalismus unterstützten. Dies war 

sicherlich ein Durchbruch des Mutes zur eindeuti-

gen Verantwortung, wie er der demokratischen 

Regierungsform allein entspricht. Er setzt freilich 

eine klare Konzeption voraus. 

Wir haben uns inzwischen tatsächlich vom Null-

punkt weit entfernt. Die psychologischen Voraus-

setzungen des Anfangs treffen heute nicht mehr 

zu. Das tatsächliche Risiko eines Wagnisses aber 

wird immer erst in den Alternativen deutlich. 

Demokratie ist keine Staatsform, in der die Har-

monie aller Beteiligten oberstes Prinzip wäre. Sie 

wird aber oft in diesem Sinne mißverstanden. 

Demokratie stellt im Gegenteil alle Gegensätze 

offen dar. Diese Gegensätze entsprechen dem 

Wesen der Politik, in der es niemals ein eindeuti-

ges, unbezweifelbares „Richtig" gibt. Die offene 

Auseinandersetzung aber ermöglicht erst die Mit-

beteiligung des Bürgers im Prozeß, der zu den 

großen und kleinen Entscheidungen führt. 
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ZUM TONDOKUMENT 

Das Tondokument enthält drei Ausschnitte aus 
Reden im Bundeshaus und zwei Rundfunksendun-
gen in ursprünglicher Länge. Alle Dokumente 
stammen aus den Monaten der Gründung der 
Bundesrepublik. 
Die beiden Wahlaufrufe Adenauers und Schu-
machers wurden Anfang August 1949 gesendet. 
Sie sind selbstverständlich in erster Linie Wahl-
werbung. Sie ist nicht immer sachlich und konzen-
triert sich oft einseitig auf die Wirkung gegenüber 
dem Wähler. Die Gegensätze zwischen den beiden 
großen Parteien treten deutlich hervor. Noch liegt 
die Zukunft der Bundesrepublik im Dunkel. Die 
Realität der politischen Entscheidungen hat noch 
nicht den Weg der Bonner Republik festgelegt. 
Darum treten die weltanschaulichen Grundhaltun-
gen stärker in den Vordergrund. Die scharfen, 
oftmals polemischen Gegensätze zwischen den 
beiden großen Gegnern sind klar zu erkennen. 
Am Anfang des politischen Prozesses steht die 
Auseinandersetzung um die Schwerpunkte der 
künftigen Politik. Während Schumacher die Chan-
ce eines Sozialstaates betont, spricht Adenauer 
das Bedürfnis an, nach der Zeit des National-
sozialismus die christliche Wertordnung auch in 
der Politik wieder zu sehen. Im Mittelpunkt stehen 
bei beiden die Vorstellungen über die Lösung 

der drängenden und bedrückenden wirtschaft-
lichen Probleme. 
Die Antrittsrede von Professor Theodor Heuss als 
Bundespräsident kennzeichnet vor allem den sitt-
lichen Auftrag des neuen Staates: „Gerechtigkeit 
erhöhet ein Volk." Jede Politik, jede staatliche 
Tätigkeit steht unter dem Maßstab der Gerechtig-
keit, des höchsten politischen Wertes, der zu-
gleich am schwersten zu verwirklichen ist. Denn 
die Vorstellungen von Gerechtigkeit sind sehr 
verschieden. Mögen die einen die soziale Ge-
rechtigkeit in den Vordergrund stellen, für andere 
ist Gerechtigkeit nur in einem Höchstmaß von 
Freiheit erfüllt. Doch ein modernes Staatswesen 
muß eine Gerechtigkeit zu verwirklichen suchen, 
in der sich die verschiedenen weltanschaulichen 
Bedürfnisse und Ideen von einer gerechten Ord-
nung zusammenfügen. Darum ist der Auftrag, den 
Theodor Heuss als Bundespräsident diesem 
Staatswesen auferlegte, eine schwere Verpflich-
tung, deren Erfüllung aller Gewissenhaftigkeit, 
allen Ernstes, aller Ausdauer der Besten bedarf. 
Die beiden letzten Abschnitte bringen Ausschnitte 
aus der Regierungserklärung Adenauers und der 
Antwort Schumachers. Diese beiden Abschnitte 
wurden so gewählt, daß die Ausgangssituation 
verdeutlicht wird. In Schumachers Rede wird vor 
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WORTLAUT DER SCHALLPLATTE 

allem die Rolle der Opposition hervorgehoben. 

Der Ausschnitt aus der Regierungserklärung be-

tont den Neuanfang im Zeichen der Grundrechte 

nach zwölf Jahren der autoritären Herrschaft. 

Bei der Auswertung der Tondokumente, die sich 

bewußt auf das Jahr 1949 konzentrieren, wird es 

wichtig sein, die zeitbedingte historische Beson-

derheit der politischen Situation herauszuarbei-

ten. Es kann der Wandel studiert werden, der 

inzwischen vor sich ging. Der Dokumentenwert 

liegt vor allem in der Einheit der Zeit, aus der alle 

verwendeten Abschnitte stammen. 

Schallplattenseite 1 

Ausschnitt aus der Antrittsrede des ersten Bundes-
präsidenten Theodor Heuss am 12. September 1949 
vor der Bundesversammlung: 

Deutschland braucht Europa; aber Europa braucht 
auch Deutschland! Wir wissen's im Geistigen: wir 
sind ärmer geworden in der Hitlerzeit, als uns die 
Macht des Staates von dem Leben der Völker ab-
sperrte. Aber wir wissen auch dies: die anderen wür-
den ärmerwerden, ohne das, was Deutschland bedeu-

tet. Wir stehen vor der großen Aufgabe, ein neues Na-
tionalgefühl zu bilden. Eine sehr schwere erzieherische 

und erlebnismäßige Aufgabe, daß wir nicht versinken 
und steckenbleiben in dem Ressentiment - in das das 
Unglück des Staates viele gestürzt hat - und daß wir 
nicht ausweichen in hochfahrende Hybris, wie es ja 
nun bei den Deutschen oft genug der Fall war. Selt-
sames deutsches Volk! Voll der größten Spannungen, 
wo das Subalterne neben dem Genial-Spekulativ-
Schweifenden, das Spießerhafte neben der großen 
Romantik steht. Wir haben die Aufgabe im politischen 
Raum, uns zum Maß, zum Gemäßen zurückzufinden und 
in ihm unsere Würde neu zu bilden, die wir im Inneren 

der Seele nie verloren. Darf ich den Zufall nehmen 
als Symbol der Zeit und des Ortes, daß wir in diesem 
Jahre 1949 den 200. Geburtstag von Goethe begangen 

haben und daß wir hier weilen in der Geburtsstadt 

von Beethoven. Es steht uns nicht an, aus diesen bei- 
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den Namen, aus diesen beiden großen Erscheinungen 
etwas zu machen wie Reklameartikel und Propagan-
dageschäfte! Und es steht uns auch nicht an, wohl-
wollend auf ihre Schultern zu klopfen! Aber wir spüren 
dies: Daß in diesen beiden Männern aus dem deut-
schen Mutterboden Weltwerte geworden sind, vor 
denen wir selber stolz und bescheiden stehen. Und 

sie mögen uns in der Zerschlagenheit der Zeit Fe-
stigung und Trost bedeuten. 

Verehrte Mitglieder des Bundestages, des Bundes-
rates und der Bundesversammlung! Im Bewußtsein 
meiner Verantwortung vor Gott, trete ich dieses Amt 
an. Indem ich es übernehme, stelle ich dieses Amt 
und steile unsere gemeinsame Arbeit unter das Wort 
des Psalmisten: „Gerechtigkeit erhöhet ein Volk!" 

Kurt Schumacher: Letzter Aufruf zur ersten 

Bundestagswahl am 14. August 1949: 

Die Sozialdemokratische Partei betrachtet die deut-
sche Bundesrepublik als Grundlage für die deutsche 
Einheit. Der Versuch, die von Sowjetrußland gelenk-
ten nationalkommunistischen Strömungen zu Trägern 
der deutschen Einheitsbewegung zu machen, würde 
in der Form der Einheit einer russischen Provinz 

enden, aber nicht zur deutschen Einheit führen. Die 
deutsche Einheit ist nur möglich auf der demokrati-
schen Grundlage der persönlichen und staatsbürger-
lichen Freiheit und Gleichheit und der Gleichartigkeit 
der staatlichen Machtmittel in allen vier Besatzungs- 

zonen. Um die Bundesrepublik in Westdeutschland 
zum Ausgang einer solchen Politik machen zu können, 

muß sie nach innen und außen politische Freiheit ha-
ben und ein Staat sozialer Gerechtigkeit werden. Nur 
so kann sie die unwiderstehliche Anziehungskraft auf 
den deutschen Osten ausüben. Die Frankfurter Wirt-
schaftspolitik freilich hat diese staatsbildenden Kräfte 
im deutschen Volke gestört. Sie hat versucht, durch 
den Klassenkampf von oben einen Staat der Ver-
diener und Nutznießer zu schaffen. Diese Politik 
kommt in ihrem Ergebnis den kommunistischen Zer-
setzungsbedürfnissen entgegen. Praktisch haben wir 
die Preisdiktatur der großen Warenhorter und Sach-
wertbesitzer in den letzten 13 Monaten erfahren. Im 
Vergleich zu 1936 sind Löhne und Gehälter nur wenig, 
die Preise aber außerordentlich gestiegen. So zahlen 
die kleinen Leute jetzt in Deutschland innere Reparatio-
nen an die wirtschaftlich Starken. Die Arbeitslosigkeit 

steigt trotz der günstigen sommerlichen Verhältnisse. 

Die Zahl der offenen Stellen sinkt immer weiter. Sogar 

die Arbeitslosigkeit bei den Bauarbeitern nimmt stetig 

zu. Selbst der Bau von Werkarbeiterwohnungen stockt. 

Das Volkseinkommen ist in den letzten Monaten ge-

sunken. Die Produktion beginnt in vielen Zweigen zu 

stagnieren und selbst rückläufige Entwicklungen in der 

Produktionshöhe zeigen sich an. Eine gesunde und 

sozial geordnete Wirtschaft ist aber das Fundament 

des Staates. Selbst die reichsten Länder der Welt 

können heute auf Planung, Lenkung und Kontrolle bei 
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der Versorgung mit Krediten und Rohstoffen und der 
Regelung der Ein- und Ausfuhr nicht verzichten. Man 
kann aus Westdeutschland nicht einen kapitalistischen 
Naturschutzpark im Stil von 1840 machen, ohne die 
Kaufkraft der Massen weiter zu stören und damit die 
wirtschaftliche Entwicklung entscheidend zu gefähr-
den. Die Sozialdemokratie kämpft für den radikalen 
sozialen Lastenausgleich, der auch die Sachwertver-
mögen heranzieht und überhaupt das Vermögen selbst 
und nicht nur seine Erträgnisse beansprucht. Die So-
zialdemokratie mobilisiert alle Kräfte politischer und 
wirtschaftlicher Einsicht in Deutschland und der Welt, 
um das vernunftlose Unrecht der neuen Demontagen 
abzuwehren. Der Aufbau des Zerstörten, das Hinein-
strömen von acht Millionen Flüchtlingen und die Not-
wendigkeit zu großem Export zwingen uns dazu, eine 
Politik der Demontagen zu bekämpfen und eine Politik 
der Reindustrialisierung einzuleiten. Nur ein Volk, das 

sich wirtschaftlich und politisch national selbst behaup-

ten kann, ist imstande, internationale Notwendigkeiten 

zu erkennen und europäische Zusammenarbeit aus 

freudigem Herzen zu leisten. Alle Methoden der Vor-

herrschaft einzelner Länder über andere Länder ge-

fährden diese Zusammenarbeit. Jede antideutsche Po-

litik muß sich heute antieuropäisch auswirken. Man 

darf nicht die Kräfte der Demokratie verbrauchen, son-

dern man muß sie emsig entwickeln und stärken. Nur 

so vermeidet man die Neigung zur Diktatur und zum 

Nationalismus. Dazu ist aber notwendig, daß eine Er- 

ziehung im Geiste der Freiheit und der Toleranz für 
jede Religion und jede Weltanschauung erfolgt. Pri-

vilegierte Konzessionen darf es nicht geben. Das Prin-
zip der Gemeinschaft ist der tragende Grundsatz für 

die Erziehung der Kinder. 

Der neue Bundestag ist ein weiterer Schritt zur deut-
schen Selbständigkeit. Der erste Schritt ist durch die 
Sozialdemokratische Partei erfolgt, als sie alle Ver-
suche der Alliierten und der Christlichen Demokraten 
ablehnte, die Deutschland hätten auflösen, in einen 
3. Rheinbund verwandeln und lebensunfähig hätten 
machen müssen. Mit einem Programm des sozialen 
Aufbaus, der Hilfe für alle Schwachen, der Verfügungs. 
gewalt der Menschen über die Wirtschaft, der natio-
nalen Freiheit und der internationalen Zusammenar-
beit appelliert die Sozialdemokratische Partei an die 
Wähler für ein neues Deutschland in einem neuen 

Europa. 

Konrad Adenauer: Letzter Aufruf zur ersten 
Bundestagswahl am 14. August 1949 

An diejenigen, die sich noch nicht entschlossen haben, 
morgen zu wählen, möchte ich in aller Eindringlichkeit 
einige ernste Worte richten. Sie meinen, die Wahl 
zum Bundestag ginge sie nichts an oder sie sei nicht 
so wichtig. Sind Sie sich wirklich der Tragweite solcher 
Worte bewußt? Sie helfen durch Nichtabgabe Ihrer 
Stimme zunächst ganz sicher den Feinden jeder Ge-
wissens- und Meinungsfreiheit. Können Sie eine solche 
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Haltung verantworten? Denken Sie an die kommenden 
Generationen, für die Sie auch die Verantwortung tra-

gen. Niemand darf am 14. August an der Wahlurne 
fehlen. Sie werden zu entscheiden haben, ob das 
Schicksal des Einzelmenschen vom Staat respektiert 
wird oder ob der Mensch schutzlos der Willkür eines 
allmächtigen Staates und seiner Bürokratie überant-
wortet werden soll. In Ihre Hand ist die Entscheidung 

darüber gelegt, ob die Eltern kraft natürlichen Rechts 
die Art der Erziehung ihrer Kinder bestimmen oder ob 
wir die Kinder erneut zu Werkzeugen des Staates 
werden lassen wollen. Die sozialdemokratische Frak-
tion des Parlamentarischen Rates hat die Aufnahme 
eines Artikels, die den Schutz der Ehe und der Fa-
milie bezweckt, abgelehnt. Ihre Vertreter haben nach 
dem amtlichen Protokoll folgende Begründung für ih-

ren Antrag auf Streichung dieses Artikels gegeben. 

Frau Dr. Selbert sagte: „Es heißt an den Realitäten 
des Lebens vorbeigehen, wenn wir nicht klar sehen, 

daß sich heute außerhalb der Ehe neue Lebensformen 

bilden, die keineswegs als unmoralisch und nicht zu 

billigen anzusehen sind. Die Grundsätze der Familie 

und der Ehe sind vom Loben durchbrochen." Und Herr 

Dr. Greve, der zweite Sprecher der sozialdemokrati-

schen Fraktion, hat anschließend ausgeführt: „Der Satz: 

Die Ehe ist die rechtmäßige Form der Lebensgemein-

schaft von Mann und Frau, kann niemals geltendes 

Recht sein. Dasselbe gilt für den zweiten Satz: Sie 

bildet die Grundlage der Familie." - Ich frage Sie, wol- 

len Sie den Schutz der Ehe und der Familie, dann stim-
men Sie richtig bei der morgigen Wahl. Sie haben zu 
entscheiden, ob in einer sozial verpflichteten Markt-
wirtschaft freie Unternehmer-Initiative unterTeilnahme 

des Arbeiters am Gewinn sich entfaltet oder ob in der 
sozialisierten Wirtschaft der Staat Preis und Lohn 
durch seine Bürokratie festsetzt und in der Zwangs-
wirtschaft der Kaufmann zum staatlichen Warenvertei-

ler degradiert wird. Die Stellungnahme der Christlich-
Demokratischen Union zu diesem Problem liegt klar. 
Für unsere Partei war immer die Persönlichkeit, der 
Einzelmensch, Richtschnur unseres politischen Han-
delns. Nie die Klasse, nie die Masse. Wer hat denn die 
Menschen davon erlöst, in Schlangen nach Lebensmit-
teln oderBezugscheinen anzustehen? Wer hat sie davon 
befreit, noch länger das Objekt der Wirtschaftsbüro-
kratie zu sein? Wer hat von Industrie, von Handel und 
Gewerbe die Fesseln der Zwangswirtschaft genom-

men? Heute tut die SPD so, als ob die stabile Wäh-

rung, die Lieferung des Marshallplanes und der milde 

Winter allein für die Erholung unserer Wirtschaft ver-

antwortlich seien. Nun, England hat eine stabile Wäh-

rung. Es hatte auch Marshallplan-Lieferungen in viel 

größerem Ausmaß wie wir. Und einen milden Winter 

hat es auch gehabt. Heute können wir, nach den Er-

eignissen der letzten Wochen, von einem Zusammen-

bruch der sozialistischen Wirtschaft in diesem Lande 

sprechen. Es war der Entschluß der Männer in Frank-

furt am Main, mit der Vergangenheit und ihrem Zwang 

67 



radikal zu brechen und der Wirtschaft die Freiheit zu 
geben, die sie braucht. 
Und nun noch eins. Wer sein Volk und sein Vaterland 
liebt, wer es eingegliedert wissen möchte in ein christ-
liches Abendland als ein macht- und kraftvolles Boll-
werk einer friedfertigen Menschheit gegen den Ungeist 
und die Friedlosigkeit des Weltbolschewismus, derver-
helfe den Kandidaten der Christlich-Demokratischen 
Union zum Siege. 

Schallplattenseite II 

Ausschnitt aus der Regierungserklärung Adenauers 
am 20. September 1949 

Meine Damen und meine Herren! 

Das Werden des neuen Deutschlands hat sich nach 
den langen Verhandlungen im Parlamentarischen Rat 
und den Wahlen zum Bundestag am 14. August mit 
großer Schnelligkeit vollzogen. Am 7. September hat 
sich der Bundestag und der Bundesrat konstituiert. Am 
12. September hat der Bundestag den Bundespräsi-
denten gewählt. Am 15. September den Bundeskanz-
ler. Der Bundespräsident hat mich daraufhin am glei-
chen Tage zum Bundeskanzler ernannt. Heute, am 
20. September, hat er auf meinen Vorschlag die Bun-
desminister ernannt. Mit der Konstituierung der Bun-
desregierung, die am heutigen Tage erfolgt ist, ist 
auch das Besatzungsstatut in Kraft getreten. Wenn 

auch die Zuständigkeit des Bundestags und der Bun-
desregierung durch das Besatzungsstatut beschränkt 
ist, so darf uns doch diese Entwicklung, die ich Ihnen 
eben gekennzeichnet habe, dieses Werden des deut-
schen Kernstaates mit Freude erfüllen. Der Fortschritt 
gegenüber den Verhältnissen, die seit 1945 bei uns 
bestanden, auch gegenüber den Zuständen im natio-
nalsozialistischen Reich ist groß. Zwar müssen wir uns 
immer bewußt sein, daß Deutschland und das deutsche 
Volk noch nicht frei sind, daß es noch nicht gleich-
berechtigt neben den anderen Völkern steht, daß es, 
und das ist besonders schmerzlich für uns, in zwei Teile 
zerrissen ist. Aber wir erfreuen uns doch einer wenig-
stens relativen staatlichen Freiheit. Unsere Wirtschaft 
ist im Aufstieg. Vor allem aber, wir haben wieder den 
Schutz der Persönlichkeitsrechte. Niemand kann bei 
uns, wie das im nationalsozialistischen Reich der Fall 
war und wie es jetzt noch, zu unserem Bedauern, in 

weiten Teilen Deutschlands in der Ostzone der Fall ist, 

durch geheime Staatspolizei oder ähnliche Einrichtun-

gen der Freiheit und des Lebens beraubtwerden. Diese 

Güter, Rechtsschutz, Schutz der persönlichen Freiheit, 

die wir lange Jahre nicht besaßen, sind so kostbar, daß 

wir trotz allem, was uns noch fehlt, uns darüber freuen 

müssen. 

Meine Wahl zum Bundeskanzler, meine Damen und 

Herren, und die Regierungsbildung sind eine logische 

Konsequenz der politischen Verhältnisse, wie sie sich 

in der Bizone infolge der Politik des „Frankfurter Wirt- 
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schaftsrates" herausgebildet hatten. Die Politik des 
„Frankfurter Wirtschaftsrates", die Frage, soziale 
Marktwirtschaft oder Planwirtschaft, hat so stark un-

sere ganzen Verhältnisse beherrscht, daß eine Abkehr 
von dem Programm der Mehrheit des „Frankfurter 
Wirtschaftsrates" unmöglich war. Die Frage, Planwirt-
schaft oder soziale Marktwirtschaft, hat im Wahlkampf 

eine überragende Rolle gespielt. Das deutsche Volk 
hat mit großer Mehrheit sich gegen die Planwirtschaft 
ausgesprochen. Eine Koalition zwischen den Parteien, 

die die Planwirtschaft verworfen, und denjenigen, die 
sie bejaht haben, würde dem Willen der Mehrheit der 
Wähler entgegengerichtet gewesen sein. 

Ausschnitt aus der Antwort Schumachers 
zur Regierungserklärung am 21. September 1949 

Nun, wir sind die Opposition, und was Opposition ist, 
darüber hat sich eine unglaublich naive Diskussion in 

der deutschen Öffentlichkeit erhoben. Die Wertung der 
Opposition und der Regierung, die vorbehaltlose 
Oberwertung der Regierungsfunktion und die ebenso 
vorbehaltlose Unterwertung der Oppositionsfunktion 

stammt aus dem Obrigkeitsstaat. Und die Begriffe des 
Obrigkeitsstaats scheinen noch in vielen Köpfen - 
auch in diesem Hause - sehr lebendig zu sein. Eine 
Opposition ist in ihren Qualitäten nicht dann staats-
erhaltend, wenn sie eine wohlwollende Beurteilung 
durch Bundesregierung oder durch ihre Parteien findet. 
Wir haben eine in Sachen der Besitzverteidigung sehr 

unsentimentale Regierung. Und es wird die Aufgabe 

der Opposition sein, bei der Interessenvertretung der 
arbeitenden Bevölkerung ebenso unsentimental zu 
sein. Der Egoismus liebt es, an die Gemeinschafts-
gefühle zu appellieren. Die Regierung und die Oppo-
sition werden in ihrer Qualität durch ihre Leistungen 
bestimmt. Aber, werte Abgeordnete, der Grundsatz 
gilt für die Opposition, daß die Bundesregierung sich 
die Mehrheiten für ihre Gesetze aus den Reihen der 
Regierungsparteien zu schaffen hat. Man kann also 
Opposition nicht (Verzeihung, Sie hatten die Bemer-
kung gemacht: „Grundsätzlich gegen alles!" Ich glaube, 
darauf antworten zu müssen; ich bin nicht in der Lage, 
in drei Sätzen alles zu sagen, was ich zu sagen habe.). 
Man kann (nun, der Kanzler hat 82 Minuten gespro-
chen, das ist etwas länger als drei Sätze). Man kann 
also als Opposition nicht die Ersatzpartei für die Re-
gierung sein und die Verantwortung für etwas über-

nehmen, wofür die Verantwortung zu übernehmen sich 

manche Regierungsparteien gegebenenfalls scheuen 

werden. Die Opposition ist ein Bestandteil des Staats-

lebens und nicht eine zweitrangige Hilfestelle für die 

Regierung. Die Opposition ist die Begrenzung der 

Regierungsmacht und die Verhütung ihrer totalen 

Herrschaft. Ihre Eindeutigkeit zwingt alle Parteien - 

die der Opposition wie der Regierung -‚ ihr innerstes 

Wesen an ihren Taten zu offenbaren. Es wäre näm-

lich ein Fehler, weiter den Zustand zu belassen der 

Wesensunechtheit in der Propaganda der politischen 
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Parteien. Tatsachen müssen sprechen. Aber ebenso 
richtig ist, daß die Opposition sich nicht erschöpfen 

kann in der bloßen Verneinung der Regierungsvor-
schläge. Das Wesen der Opposition ist der perma-
nente Versuch, an konkreten Tatbeständen mit kon-
kreten Vorschlägen der Regierung und ihren Parteien 
den positiven Gestaltungswillen der Opposition auf-
zuzwingen. 
Aus dem Wesen und der Zusammensetzung dieser 

Regierung besteht die große Gefahr, daß dieser neue 
Staat ein autoritärer Besitzverteidigungsstaat werden 
kann. Man hat doch in der Zusammensetzung der Re-
gierung und in den gestern vorgetragenen Tendenzen 
gesehen, daß die erste Periode von Weimar - wenn 
Vergleiche erlaubt sind - glatt übersprungen worden 
ist und wir bereits in einer zweiten Periode der ab-

soluten Restauration mit stark vorweimarischen Zügen 
sind. Das bringt die Gefahr der Entfremdung der ar-
beitenden Menschen vom Staat, und das ist eine Ge-

fahr, die wir als Opposition bekämpfen wollen. Wir 

können den heutigen politischen Machtzustand sich 

nicht stabilisieren lassen. Es ist die Aufgabe der Op-
position, die Dinge im Fluß - im Sinne einer Entwick-

lungsmöglichkeit zum Demokratischen und Sozialen - 

zu halten, und manches, was gestern gesprochen wor-

den ist, das hat so den Ton einer Schau nach rück-

wärts gehabt. Ich möchte eindeutig sagen, daß auch 

der wohlwollendste Ton der Ermahnung der Jugend 

und die allmählich etwas abgestandene Bemerkung 

daß die Jugend die Zukunft bedeute - der Jugend 

sehr wenig sagt. Die Jugend wünscht realen Boden, 
wünscht positive Lebensaussichten durch eine soziale 
Politik. Und die Jugend wünscht, gleichberechtigt be-

handelt zu werden. 
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